
ÖGB - Krise als Chance?
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Für eine Bestandsaufnahme der österreichischen Gewerkschaften empfiehlt es sich,
ihre Entwicklung im internationalen Vergleich zu betrachten, wobei sich diese Ana-
lyse auf drei Aktionsfelder, nämlich Kollektivvertragssystem und -politik, sozialpart-
nerschaftliehe Mitwirkung in der Wirtschafts- und Sozialpolitik, sowie Mitgliederin-
tegration und -rekrutierung konzentrieren wird.

In kollektivvertragspolitischer Hinsicht weisen die österreichischen Gewerk-
schaften insgesamt eine ausgezeichnete Bilanz auf. In formaler Hinsicht zeigt sich
dies darin, dass 98-99% aller ArbeitnehmerInnen Österreichs, für die ein Kol-
lektivvertrag abgeschlossen werden kann, auch unter Geltung eines Kollektivver-
trags stehen. In Europa ist dies der absolute Spitzenwert. So ist z. B. für Schweden
der Vergleichswert etwa 93%, für Deutschland 67% und für Großbritannien 36%
(Marginsonl Traxler 2005). Mit dieser umfassenden tariflichen Abdeckung, die aller-
dings primär auf die Pflichtmitgliedschaft des hauptsächlichen Kollektivvertragspart -
ners, der Wirtschaftskammern, zurückzuführen ist, besteht für die Gewerkschaften
die Möglichkeit zur umfassenden tariflichen Regulierung des Arbeitsmarktes. Auch
in inhaltlicher Hinsicht ist die Bilanz positiv. So beinhalten z. B. die Kollektivverträge
für knapp 20% der ArbeitnehmerInnen des privaten Sektors nicht nur Regelungen
zum Mindestlohn sondern auch zu Ist-Lohnerhöhungen. Auch stärker konfliktori-
entierte Gewerkschaften bleiben demgegenüber zurück. So ratifizieren die Branchen-
kollektivverträge Frankreichs zumeist nur den gesetzlichen Mindestlohn, in Italien
beschränken sie sich auf die Inflationsabgeltung. In Deutschland werden sie durch
"Härtefallklauseln« zunehmend ausgehöhlt. Insgesamt verzeichneten die österrei-
chischen Arbeitnehmerlnnen auch in den schwierigen 1990er-Jahren und danach
Reallohnzuwächse, die allerdings zunehmend hinter dem Produktivitätswachstum
zurückblieben (Gugerl Marterbauer 2004). Die damit verbunden Verteilungsverlus-
te liegen im europäischen Gesamttrend (z. B. Schulten 2002). Da sie primär auf die
Konkurrenz der nationalen Standorte im Binnenmarkt zurückzuführen sind, können
sie nur durch die transnationale Koordinierung der nationalen Kollektivvertragspo-
litiken eingedämmt werden. Entgegen anders lautenden Gerüchten (Pelinka 2006)
spielen die österreichischen Gewerkschaften eine initiative Rolle in diesbezüglichen
Bemühungen (Marginsonl Schulten 1999, Marginsonl Sisson 2004). Weiters zeigen
ökonometrische Studien, dass das österreichische Kollektivvertragssystem entschei-
denden Anteil an der langfristig vergleichsweise günstigen Entwicklung des Landes
hinsichtlich Beschäftigung und Preisstabilität hat (Traxlerl Blaschkel Kittel 2001).

Im Bereich der staatlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik hat der ÖGB seit Mitte
der 1990er Jahre merklich an Einfluss verloren, in Widerspiegelung des analogen
Einflussverlusts der (tripartistischen) Sozialpartnerschaft. Dies ist auf drei Faktoren
zurückzuführen: den Kompetenztransfer nach Brüssel nach dem EU-Beitritt; die
zunehmende Volatilität des Parteiensystems, die populistische Politikorientierungen
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begünstigt; und - paradoxerweise - die hohe gesamtwirtschaftliche Effektivität der
Lohnpolitik. Anders als viele andere Regierungen Europas stehen jene Österreichs
nicht vor dem Problem, die Lohnpolitik mit ihren Politiken mühsam durch »Paktie-
rungen« akkordieren zu müssen. Insofern ist der tendenzielle Niedergang der öster-
reichischen Sozialpartnerschaft auch nicht Ausdruck eines europäischen Trends. Das
Kollektivvertragssystem schiebt dem Zerfall der Sozialpartnerschaft aber auch einen
Riegel vor. Aus komparativer Sicht ist festzuhalten, dass der langfristige Einfluss der
Gewerkschaften und generell korporatistischer Arrangements auf die Wirtschafts-
und Sozialpolitik davon abhängt, inwieweit ihre Kollektivvertragsabschlüsse ma-
kroökonomisches Gewicht besitzen (Traxler 2004). Ein solches Gewicht haben nur
sektorale bzw. sektorübergreifende Abschlüsse. Keine makroökonomisch relevanten
Akteurinnen sind hingegen Gewerkschaften, die, wie in Großbritannien, nur Un-
ternehmenstarifvertrage verhandeln, sodass sie auch für Labour Regierungen keine
ernsthaften Partnerinnen darstellen. Umgekehrt gilt, dass auch konservative Regie-
rungen den ÖGB nicht völlig ignorieren können, solange Kollektivverträge vom Kali-
ber der Metallindustrie und der »Globalrunde« verhandelt werden. In einigen Fällen
(z. B. die Neuregelung der Abfertigung) konnte auch die schwarz-blaue Regierung
nicht umhin, die Sozialpartner als »Nebenregierung« zu bemühen, und deren Ver-
einbarungen in der Folge umzusetzen. Die These vom Ende der Sozialpartnerschaft
verkennt den strukturellen Zusammenhang zwischen Kollektivvertragssystem und
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Der Fortbestand der Sozialpartnerschaft und damit
der politische Einfluss des ÖGB sind an den fortbestand der sektoralen Kollektivver-
träge gebunden. Solange es sie gibt, wird die Sozialpartnerschaft nicht verschwinden.
Deren Einflussgewicht wird in der Zukunft freilich mit der Zusammensetzung der
Regierung, den Themen und der aktuellen Problemlage stärker variieren.

Dramatisch ist der Mitgliederrückgang des ÖGB. Er ist kein neues Phänomen,
sondern Ausdruck einer langfristigen Entwicklung. So kam es zu einer Abnahme
des Organisationsgrads bereits in den 1970er Jahren, als die meisten anderen Länder
Zuwächse verbuchen konnten (Traxlerl Blaschkel Kittel 2001). Von 1970 bis 2003
ging der (Netto) Organisationsgrad des ÖGB von 57,7% auf34,4% zurück. Unter 12
europäischen Ländern, für die vergleichbare Daten vorliegen, ist dies die bei weitem
die schlechteste Bilanz. In der jüngeren Vergangenheit (1996 - 2003) weist der ÖGB
die drittschlechteste Entwicklung unter 14 Ländern Westeuropas auf. Diese außer-
ordentliche Schwäche ist demzufolge nicht bloß Resultat weltweit ungünstiger Ver-
änderungen in den sozioökonomischen Rahmenbedingungen sondern auch »haus-
gemacht«. Hervorzuheben sind diesbezüglich die übermächtige Konkurrenz der Ar-
beiterkammern als Anbieter von Serviceleistungen für die Arbeitnehmerlnnen; die
lange beachtlichen Einnahmen aus anderen Titeln als Mitgliedsbeiträgen (Stichwort
BAWAG Dividende), die die Dringlichkeit der Mitgliederrekrutierung reduzierte;
sowie der repräsentativ-kurative Politikansatz des ÖGB, der Interessenvertretung we-
niger mit den Mitgliedern bzw. Arbeitnehmerlnnen als für sie betreibt. Die Folge ist,
dass es dem ÖGB strukturell an jenen selektiven Anreizen mangelt, die Arbeitneh-
merInnen üblicherweise zum Beitritt motiviert: Serviceleistungen und Partizipation.
Darüber hinaus reduzierte der repräsentativ-kurative Ansatz die Responsivität der
Mitgliederpolitik gegenüber den Veränderungen in der Beschäftigtenstruktur. Das
quantitativ bedeutsamste Beispiel ist die unzulängliche Integration der weiblichen
Arbeitskräfte. Während die Frauenerwerbsquote langfristig zunahm, ging der Orga-
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nisationsgrad der Frauen, weitgehend parallel zum Gesamtorganisationsgrad, zurück
(Traxler/ Pernicka 2006). Im internationalen Vergleich konnten nur jene Gewerk-
schaften einen hohen Organisationsgrad aufrechterhalten, deren Frauenanteil an den
Gesamtgliedern etwa 50% entspricht. In Österreich liegt dieser Anteil bei 33%. Ob-
wohl quantitativ weniger bedeutsam, stellt auch die unzureichende Vertretung jener
Beschäftigungsverhältnisse, die nicht dem traditionellen gewerkschaftlichen Leitbild
von Erwerbsarbeit - dem Normalarbeitsverhältnis - entsprechen, ein Indiz für die
mangelnde Integrationsfahigkeit der Gewerkschaften dar. Die Normalarbeit, das
heißt die dauerhafte Beschäftigung mit geregelter Normalarbeitszeit und existenzsi-
chernder Integration in soziale Sicherungssysteme (Keller/ Seifert 1995, 'Iälos 1999)
bildet nach wie vor die dominante Erwerbsform für männliche Beschäftigte und
den Anknüpfungspunkt für eine gewerkschaftliche Vertretungspolitik. Dies obwohl
bereits mehr als ein Viertel der Gesamtbeschäftigten in davon abweichenden, sog.
atypischen, Beschäftigungsformen (etwa Teilzeit-, geringfügige Arbeit, Leiharbeit,
wirtschaftlich abhängige Selbstständigkeit) mit nur unzureichender Existenzsiche-
rung - teilweise trotz kollektivvertraglicher Regulierung - zu finden ist (Pernicka/
Stadler 2006).

Durch den BAWAG Skandal gewinnen nun die bereits Ende der 1990er Jahre
intensivierte Mitgliederorientierung und Organisierungsstrategien besondere Rele-
vanz, wenn es darum geht die veritable Legitimations- und Glaubwürdigkeitskrise zu
überwinden. Vor einigen Jahren haben einzelne Teilgewerkschaften des ÖGB (etwa
GPA, DJP) damit begonnen sich zumindest symbolisch auch für einfache Mitglieder
und Beschäftigte ohne Betriebsratsmandat zu öffnen, um weitere Mitgliederverluste
zu verhindern und neue Erwerbsgruppen für einen Beitritt zu gewinnen. Während
die Gewerkschaften in der Vergangenheit allerdings durchaus erfolgreich waren,
hohe Beitrittsraten, kollektive Identitäten und Durchsetzungsstärke zu generieren,
indem sie ihre Repräsentationssysteme auf der Basis funktionaler und weitgehend
festgeschriebener Kategorien, wie Klasse, Geschlecht (männlich), Sektor und Beruf
konstruierten, sind durch den Trend zur Individualisierung, »Feminisierung« und
Atypisierung traditionelle Formen der Mitgliedergewinnung - zumindest in ihrer
derzeitigen Form - aber unter Druck geraten. Nachdem traditionelle gewerkschaft-
1iche Organisierungsstrategien immer öfter ins Leere gehen (Stichwort betriebsrats-
freie Zonen), nehmen einige Teilgewerkschaften des ÖGB zunehmend Anleihe beim
angelsächsischen Modell der Mitgliedergewinnung (»organizing-modek), und ver-
suchen durch Kampagnen und Partizipationsangebote an einfache Mitglieder kom-
biniert mit Dienstleistungsanreizen bisher gewerkschaftsferne Gruppen zu mobilisie-
ren und als Mitglieder zu rekrutieren (Pernicka/ Blaschke 2006). So schwärmten etwa
im September 2005 MitarbeiterInnen und FunktionärInnen der GPA aus, um die
Angestellten der 1.200 Filialen der Drogeriekette Schlecker, die sich verschiedener
Arbeitsrechtsverletzungen schuldig gemacht haben soll, gleichzeitig zu kontaktieren,
über ihre Rechte zu informieren und der Gewerkschaft Präsenz zu verleihen. Eine
ähnlich geartete Kampagne richtete sich im Sommer 2006 an abhängig selbstständige
Call-Center Agents.

Die intensivierte Mitgliederorientierung ausgewählter Gewerkschaften soll aller-
dings über zwei wesentliche Problemfelder nicht hinwegtäuschen: erstens beschrän-
ken sich die Partizipationsangebote an einfache Mitglieder auf untere Hierarchieebe-
nen, sind von ihren Stimmenanteilen in Entscheidungsgremien auf eine symbolische
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Mitwirkung reduziert, oder beziehen sich lediglich auf die Äußerung von Meinungen,
die mittels ÖGB Fragebogen erhoben werden, wobei die Führungsetage und deren
Legitimation zumindest durch keine direkte Fragestellung berührt wird. Zweitens
handelt es sich bei Kampagnen-, Partizipations- und Dienstleistungsstrategien um
kostenintensive Maßnahmen, die sich langfristig nur amortisieren können, wenn
sich durch sie normative Bindungswirkungen zwischen (potenziellen) Mitgliedern
und der Gewerkschaft entfalten und utilitaristische Kosten-Nutzenkalkulationen
eines Beitritts in den Hintergrund treten. Normative Bindungen, Solidarität und die
Bereitschaft, für eine Sache kollektiv zu kämpfen können aber erst entstehen, wenn
die Menschen das Gefühl und Vertrauen haben, dass sie selbst oder VertreterInnen
aus Ihren eigenen Reihen mitbestimmen können, wohin der Weg gehen soll.
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